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  7.	Nachweise über die Qualifikation der Leitung und 
des übrigen Personals sowie Erklärungen darüber, 
dass sie die ihnen obliegenden Verpflichtungen stän-
dig erfüllen können,

  8.	Nachweise der persönlichen Zuverlässigkeit,

  9.	den Plan für die medizinische Notfallversorgung ge-
mäß § 4 Absatz 3,

10.	eine Hausordnung gemäß § 6 Absatz 1,

11.	Zahl der voraussichtlichen Nutzerinnen und Nutzer 
und

12.	Vereinbarung über die Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Ordnungs- und Strafverfolgungsbehörden 
gemäß § 7.

(3) Die Erlaubnis kann befristet und unter Bedingungen 
erteilt sowie mit Auflagen verbunden werden. Für Rück-
nahme und Widerruf der Erlaubnis gilt § 10 BtMG ent-
sprechend.

§ 13

Überwachung

Drogenkonsumräume können infektionshygienisch durch 
das Gesundheitsamt überwacht werden.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2022 in 
Kraft. 

stuttgart, den 26. Juli 2022

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Dr. Bayaz

	 Schopper	 Bauer

	 Walker	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Gentges

	 Hermann	 Hauk

	 Razavi	 Bosch

Verordnung der Landesregierung  
über die zuständigen Stellen  

nach dem Heizkostenzuschussgesetz 
(Heizkostenzuschuss-Zuständigkeits-

verordnung – HeizkZusch-ZuVO)

Vom 26. Juli 2022

Auf Grund von § 3 Absatz 1 Satz 2 des Heizkostenzu-
schussgesetzes (HeizkZuschG) vom 29. April 2022 
(BGBl. I. S. 698) wird verordnet:

§ 1

Zuständigkeit für anspruchsberechtigte  
Wohngeldbeziehende 

Die Zuständigkeit für die Bewilligung des einmaligen 
Heizkostenzuschusses in den Fällen des § 1 Absatz 1 
HeizkZuschG richtet sich nach Absatz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Wohngeldgesetzes.

§ 2

Zuständigkeit für anspruchsberechtigte Auszubildende 

Die Zuständigkeit für die Bewilligung des einmaligen 
Heizkostenzuschusses in den Fällen des § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 HeizkZuschG richtet sich nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes. Abweichend von 
Satz 1 sind für Auszubildende, die eine Hochschule in 
Baden-Württemberg besuchen, die nach § 1 der Zuord-
nungsverordnung BAföG bei den Studierendenwerken 
Bodensee, Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim, 
Stuttgart, Tübingen-Hohenheim und Ulm eingerichteten 
Ämter für Ausbildungsförderung zuständig. Zuständige 
Stellen für Auszubildende, die im Zeitraum 1. Oktober 
2021 bis 31. März 2022 eine Ausbildungsstätte in den in 
§ 1 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die örtliche 
Zuständigkeit für Ausbildungsförderung im Ausland 
vom 6. Januar 2004 (BGBl. I S. 42), die durch Verord-
nung vom 19. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2098) geändert 
worden ist, genannten Ländern besuchen, sind:

1.	das Studierendenwerk Heidelberg für Spanien oder

2.	das Studierendenwerk Tübingen-Hohenheim für die 
Türkei sowie Asien mit Ausnahme von Armenien, 
Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikis-
tan, Turkmenistan und Usbekistan.

§ 3

Zuständigkeit für anspruchsberechtigte  
Aufstiegsfortbildungsteilnehmende 

Die Zuständigkeit für die Bewilligung des einmaligen 
Heizkostenzuschusses in den Fällen des § 1 Absatz 2 
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Satz 1 Nummer 2 HeizkZuschG richtet sich nach § 1 Ab-
satz 1 der Verordnung des Wirtschaftsministeriums über 
Zuständigkeiten nach dem Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz. Haben mehrere Landkreise und Stadtkreise 
ein gemeinsames Amt für Ausbildungsförderung errich-
tet, ist die untere Verwaltungsbehörde zuständig, bei der 
das Amt besteht.

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2022 in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Mai 2032 außer Kraft.

stuttgart, den 26. Juli 2022

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Dr. Bayaz

	 Schopper	 Bauer

	 Walker	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Gentges

	 Hermann	 Hauk

	 Razavi	 Bosch

Verordnung des Sozialministeriums  
zur Absonderung von mit dem Virus  

SARS-CoV-2 infizierten Personen und  
zum beruflichen Tätigkeitsverbot für 

Beschäftigte in medizinisch-pflegerischen 
Einrichtungen (Corona-Verordnung 

Absonderung – CoronaVO Absonderung)

Vom 22. Juli 2022

Auf Grund von § 5 Absatz 1 Nummer 1, § 8 Nummer 1 
und 2 der Corona-Verordnung vom 21. Juni 2022 (GBl. 
S. 293) wird verordnet:

§ 1

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Be-
griffsbestimmungen:

1.	»Absonderung« ist der Oberbegriff für die Begriffe 
Quarantäne und Isolation und bedeutet, sich von an
deren Personen zum Schutze der Allgemeinheit oder 
des Einzelnen vor ansteckenden Krankheiten fernzu-
halten;

2.	»PCR-Test« ist eine Testung durch eine Labordiagnos-
tik mittels Nukleinsäurenachweises (PCR, PoC-NAAT 

oder weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikati-
onstechnik) auf das Virus SARS-CoV-2 (Corona
virus);

3.	»Schnelltest« ist ein Antigentest hinsichtlich des Vor-
liegens oder Nichtvorliegens einer akuten Infektion 
mit dem Coronavirus, wenn der Test nach den Voraus-
setzungen des § 22a Absatz 3 des Infektionsschutz
gesetzes (IfSG) in der jeweils geltenden Fassung 
durchgeführt wurde; 

4.	»Positiv getestete Person« ist jede Person, der vom 
Gesundheitsamt oder von der die Testung vornehmen-
den oder auswertenden Stelle mitgeteilt wurde, dass 
ein bei ihr vorgenommener PCR-Test oder ein bei ihr 
vorgenommener Schnelltest für den direkten Erreger-
nachweis des Coronavirus ein positives Ergebnis auf-
weist (Erstnachweis des Erregers);

5.	»Beschäftigte in medizinisch-pflegerischen Einrich-
tungen« sind Beschäftigte, die in Einrichtungen oder 
Unternehmen im Sinne des § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG 
tätig sind;

6.	»Krankenhaushygienische Einzelfallbewertung« ist 
eine einzelfallbezogene Risikobewertung auf Grund-
lage der veröffentlichten Empfehlungen der Kommis-
sion für Krankenhaushygiene und Infektionspräven-
tion beim Robert Koch-Institut in der jeweils gelten-
den Fassung, mit dem Ziel des Schutzes besonders 
vulnerabler Patientengruppen;

7.	»Pflicht zur Selbstüberwachung« ist die Pflicht zur 
sorgfältigen Selbstbeobachtung und Dokumentation 
bezüglich des Auftretens typischer Symptome einer 
Erkrankung mit dem Coronavirus, namentlich Atem-
not, neu auftretender Husten, Fieber, Geruchs- oder 
Geschmacksverlust.

§ 2

Absonderungsort; Entscheidung im Einzelfall

(1) Die Absonderung hat in der Regel in einer Wohnung 
oder einer sonstigen im Sinne des § 30 Absatz 1 Satz 2 
IfSG geeigneten Einrichtung (Absonderungsort) zu er-
folgen. Der abgesonderten Person ist es während der Zeit 
ihrer Absonderung nicht gestattet, Besuch von Personen, 
die nicht dem eigenen Haushalt angehören, zu empfan-
gen oder den Absonderungsort ohne ausdrückliche Zu-
stimmung der zuständigen Behörde zu verlassen.

(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern ein Verlassen oder Betreten 
des Absonderungsortes zum Schutze von Leben oder Ge-
sundheit, wie insbesondere bei medizinischen Notfällen 
oder notwendigen Arztbesuchen, zur Durchführung einer 
durch die zuständige Behörde angeordneten Testung 
oder aus anderen gewichtigen Gründen zwingend erfor-
derlich ist.

(3) Das Recht der zuständigen Behörden, von dieser Ver-
ordnung abweichende oder weitergehende Maßnahmen 
zu erlassen, bleibt unberührt. Für die Zeit der Absonde-


